Geſetzhblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 28 > 


Ausgegeben Danzig, den 15 Juni 1922 


Juhalt. Geſetz über den Erwerb und Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit (S. 129). Geſetz betr. Auf- 
hebung der Prozeßſtrafe (S. 132). Geſetz betr. außerordentliche Rentenablöſung (S. 133). 


60 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über den Erwerb und den Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit. 
8 1. 
Ein eheliches Kind eines Danziger Staatsaugehörigen erwirbt durch die Geburt die Staats- 
angehörigkeit des Vaters, ein uneheliches Kind einer Danzigerin die Staatsangehörigkeit der Mutter. 
Ein im Gebiet der Freien Stadt Danzig aufgefundenes Kind (Findelkind) gilt bis zum Beweiſe 
des Gegenteils als Kind eines Danziger Staatsangehörigen. 
8 25 
Ein im Gebiet der Freien Stadt Danzig geborenes Kind, deſſen ehelicher Vater bezw. deſſen un⸗ 
eheliche Mutter ſtaatenlos iſt und ſich fünf Jahre lang im Gebiet der Freien Stadt Danzig aufgehalten hat, 
erwirbt mit der Geburt die Danziger Stantsangehörigkeit. 
§ 8. 
Ein uneheliches Kind und ſeine Abkömmlinge erwerben durch eine nach den Geſetzen der Freien 
Stadt Danzig wirkſame Legitimation durch einen Danziger Staatsangehörigen die Staatsangehörigkeit 
des Vaters. 
8 4 


Durch eine gültige Eheſchließung mit einem Danziger Staatsangehörigen erwirbt eine Ausländerin 
die Staatsangehörigkeit ihres Mannes. 

Die minderjährigen Kinder einer Ausländerin erwerben durch die gültige Eheſchließung ihrer Mutter 
mit einem Danziger Staatsangehörigen die Danziger Staatsangehörigkeit, wenn ſie mit der Mutter ihren 
dauernden Wohnſitz in dem Gebiete der Freien Stadt Danzig nehmen. 

8 5. 

(1) Durch die Anſtellung als Beamter in unmittelbarem oder mittelbarem Staatsdienſt der Freien 
Stadt Danzig erwirbt ein Ausländer die Danziger Staatsangehörigkeit, ſofern nicht in der Anftellungs- 
oder Beſtätigungsurkunde ein Vorbehalt gemacht wird. 

(2) Als Beamter gilt derjenige, der nur im Wege des Disziplinarverfahrens aus dem Amt ent⸗ 
fernt werden kann oder planmäßig angejtellt iſt. 

(3) Der Bewerber um eine Beamtenſtelle hat vor der Anſtellung nachzuweiſen, daß er durch den 
Erwerb der Danziger Staatsangehörigkeit die bisherige Staatsangehörigkeit kraft Geſetzes verliert, oder daß 
er aus der bisherigen Staatsangehörigkeit entlaſſen wird. 

(4) Der Erwerb der Staatsangehörigkeit tritt mit der Aushändigung der Anſtellungs- oder Be⸗ 
ſtatigungsurkunde ein. 

(6) Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch für die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes an⸗ 


geſtellten Beamten. 
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86. 


Der Anſtellung als Beamter wird gleichgeſtellt die Anſtellung als Geiſtlicher oder Seelſorger im 
Dienſte einer ſtaatlich anerkannten Religionsgeſellſchaft. 
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Der auf Grund von $ 5 und $ 6 erfolgte Erwerb der Staatsangehörigkeit erſtreckt ſich auch auf 
die Ehefrau und die minderjährigen unverheirateten Kinder. 


§ 8. 


Einem Ausländer kann auf ſeinen Antrag vom Senat die Danziger Staatsangehörigkeit verliehen 
werden, wenn er 


E 


= = 


nach den Geſetzen ſeiner bisherigen Heimat unbeſchränkt geſchäftsfahig iſt oder es nach den in 
Danzig geltenden Geſetzen ſein würde, oder wenn der Antrag von ſeinem geſetzlichen Vertreter 
oder mit deſſen Zuſtimmung geſtellt wird; 


im Gebiete der Freien Stadt Danzig während fünf aufeinanderfolgenden und ſeinem Antrag 


unmittelbar vorausgegangenen Jahren Aufenthalt oder Wohnſitz gehabt hat. Dieſe Friſt beginnt 
früheſtens mit dem 11. Januar 1920; 


einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt hat; 

die Abſicht hat, ſeinen dauernden Wohnſitz im Gebiete der Freien Stadt Danzig zu haben; 

. an dem Ort ſeiner Niederlaſſung eine Wohnung oder eine Unterkunft hat; 

ſich und feine Angehörigen zu ernähren imſtande iſt; 

„ nachweift, daß er aus feiner bisherigen Staatsangehörigkeit entlaſſen iſt oder durch den Erwerb 


der Danziger Staatsangehörigkeit entlaſſen wird. 

Von polniſchen Staatsangehörigen iſt ferner eine Beſcheinigung der zuſtändigen polniſchen 
Behörde beizubringen, daß der Aufgabe der polniſchen Staatsangehörigkeit Bedenken nicht ent⸗ 
gegenſtehen. Dies gilt nicht für die polniſchen Staatsangehörigen, die ſpateſtens bis einſchließlich 
den 31. Dezember 1922 nach dem Gebiet der Freien Stadt Danzig überſiedeln und dort 
ſpäteſtens bis zum 1. April 1928 den Antrag auf Einbürgerung ſtellen, es ſei denn, daß es ſich 
um Perſonen handelt, welche die Republik Polen der Freien Stadt Danzig als Deſerteure oder 
als Perſonen bezeichnet, die ſonſt die Wehrpflicht verletzt haben. 


8 9. 


Von dem Erfordernis des fünfjährigen Aufenthalts kann abgeſehen werden: 
a) bei den Perſonen, die eine Danziger Staatsangehörige geheiratet haben, ferner 
b) bei den Perſonen, deren Vater oder Mutter am 10. Januar 1920 Danziger Staatsangehörige 


geworden ſind und die infolge der Beteiligung am Weltkriege keinen Wohnſitz hatten oder zu 
ihrer beruflichen Ausbildung ſich außerhalb des Wohnſitzes der Eltern aufgehalten haben und 
außerdem am 10. Januar 1920 noch nicht 30 Jahre alt waren. Der Antrag in dieſen Fällen 
muß ſpäteſtens am 10. Januar 1924 geſtellt werden und hat zur Vorausſetzung, daß der Vater 
oder die Mutter oder bei deren Ableben ſonſtige Verwandte in gerader Linie, oder Geſchwiſter 
zur Zeit des Antrages ſich noch im Gebiet der Freien Stadt Danzig aufgehalten haben. 


8 10. 


Wenn die Vorausſetzungen des 5 8 Ziffer 1, 3 bis 7 vorliegen, muß die Danziger Staats⸗ 
angehörigkeit auf Antrag verliehen werden: 


a) der Witwe oder geſchiedenen Frau eines Auslanders, die zur Zeit ihrer Eheſchließung die 


Danziger Staatsangehorigkeit beſeſſen hat; 


b) einem Ausländer, der als Minderjähriger die Danziger Staatsangehörigkeit verloren hatte und 


den Antrag auf Verleihung innerhalb zweier Jahre nach der Volljährigkeit ſtellt. 
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8 11. 

Die Verleihung der Danziger Staatsangehorigkeit erſtreckt ſich auf Antrag zugleich auf die Ehefrau 
und diejenigen Kinder des Antragſtellers, deren geſetzliche Vertretung ihm kraft elterlicher Gewalt zuſteht, 
ſofern auch hinſichtlich dieſer Perſonen der Vorausſetzung des § 8 Ziffer 7 genügt iſt. 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf Töchter, die verheiratet find oder geweſen find. 


8 12. 
Die Verleihung der Staatsangehörigkeit wird wirkſam mit der Aushändigung der Verleihungsurkunde. 


8 13. 
Ein uneheliches Kind und ſeine Abkömmlinge verlieren die Danziger Staatsangehörigkeit durch eine 
von einem Ausländer bewirkte und nach den in der Freien Stadt Danzig geltenden Geſetzen wirkſame 
Legitimation, es ſei denn, daß durch die Legitimation eine andere Staatsangehörigkeit nicht erworben wird. 


§ 14. 
Eine Frau verliert die Danziger Staatsangehörigkeit durch Eheſchließung mit einem Ausländer, 
es ſei denn, daß fie durch die Eheſchließung eine andere Staatsangehorigkeit nicht erwirbt. 
Durch die Eheſchließung der Mutter mit einem Ausländer verlieren zugleich ihre minderjährigen 
Kinder die Danziger Staatsangehörigkeit, wenn ſie die neue Staatsangehörigkeit der Mutter erwerben. 


8 15. 

Wer in auslandiſche Staatsdienſte getreten iſt, kann durch Beſchluß des Senats feiner Staats⸗ 
angehörigkeit für verluſtig erklärt werden, wenn er einer Aufforderung des Senats zum Austritt aus dem 
ausländiſchen Staatsdienſt nicht Folge leiſtet. 16 

Mit dem auf Antrag erfolgten Erwerb einer ausländiſchen Staatsangehörigfeit geht die Danziger 
Staatsangehörigkeit verloren. 

8 

Der Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit gemäß $ 16 erſtreckt ſich zugleich auf die Ehefrau 
und diejenigen Kinder, deren geſetzliche Vertretung dem Ausgeſchiedenen kraft elterlicher Gewalt zuſteht. 
Ausgenommen ſind Töchter, die verheiratet ſind oder geweſen ſind. 


Ss 18. 

Ein Danziger Staatsangehöriger verliert die Staatsangehörigkeit durch die auf ſeinen beim Senat 
zu ſtellenden Antrag erfolgte Entlaſſung. 

Die Entlaſſung muß und darf nur erteilt werden, wenn der Nachweis erbracht wird, daß der 
Antragſteller mit der Entlaſſung eine andere Staatsangehörigkeit erwirbt und ſeinen Wohnſitz in einem 
anderen Staate nimmt. 

8 19. 

Die Entlaſſung einer Ehefrau kann nur von ihrem Ehemann und, ſofern dieſer die Danziger 
Staatsangehörigkeit beſitzt, nur zugleich mit ſeiner Entlaſſung beantragt werden. Der Antrag bedarf der 
Zuſtimmung der Ehefrau. 

§ 20. 

Die Entlaſſung einer unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft ſtehenden Perſon kann 
nur von dem geſetzlichen Vertreter mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts beantragt werden. 

Gegen die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts ſteht auch der Staatsanwaltſchaft die Beſchwerde 
zu; gegen den Beſchluß des Beſchwerdegerichts iſt die weitere Beſchwerde unbeſchränkt zuläflig. 

Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt nicht erforderlich, wenn der Vater oder die 
Mutter die Entlaſſung für ſich und zugleich kraft elterlicher Gewalt für ein Kind beantragt und dem Antrag⸗ 
ſteller die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht. Erſtreckt ſich der Wirkungskreis eines der Mutter 
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beitellten Beiſtandes auf die Sorge für die Perſon des Kindes, fo bedarf die Mutter zu dem Antrag auf 
Entlaſſung des Kindes der Genehmigung des Beiſtandes. 
N 
Die Entlaſſung wird wirkſam mit dem Beginn des Tages der Aushändigung der vom Senat 
ausgeſtellten Entlaſſungsurkunde. 
Die Urkunde darf nicht ausgehändigt werden an Perſonen, die verhaftet ſind, oder deren Ver⸗ 
haftung oder Feſtnahme von einem Gericht oder einer Polizeibehörde angeordnet iſt. 
§ 22. 
Iſt die Entlaſſung gemäß § 19 zugleich für die Ehefrau oder gemätz § 20 zugleich für die Kinder 
des Antragſtellers beantragt, ſo ſind auch dieſe Perſonen in der Entlaſſungsurkunde mit Namen aufzuführen. 


8 23. 

Gegen den Beſcheid des Senats, durch den 
a) die Vorausſetzungen für den Erwerb der Staatsangehoͤrigkeit in den Fällen der 88 1—7 oder 
die Vorausſetzungen für die Einbürgerung in den Fällen der 88 8, 9 und 11 oder die Voraus— 
ſetzungen für den Verluſt der Staatsangehörigkeit in den Fällen der SS 13 und 14 verneint werden oder 
b) die Anträge auf Einbürgerung im Falle des § 10 oder auf Entlaſſung in den Fallen der SS 18 

und 20 abgelehnt werden, 

findet innerhalb von 4 Wochen nach Zuſtellung die Klage bei dem Obergericht der Freien Stadt Danzig ſtatt. 


§ 24. 

Abgeſehen von den Fällen der §88 10 und 11 hat der Senent durch Verordnung die für die Ver⸗ 
leihung der Staatsangehörigkeit zu zahlenden Gebühren feſtzuſetzen. Für die Entlaſſung auf Grund von 
§ 18 dürfen nur die gewöhnlichen Urkunden⸗, Stempel⸗ und Ausfertigungsgebühren erhoben werden. Die 
Entlaſſung der Ehefrau und der minderjährigen Kinder einer auf Antrag nach § 18 entlaſſenen Perſon erfolgt 
gebührenfrei. 

8 25. 
= Der $ 155 des Geſetzes über die Zuftändigfeit der Berwaltungs= und Verwaltungsgerichtsbehörden 
vom 1. Auguſt 1883 (G. S. S. 237) und das Deutſche Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetz vom 
22. Juli 1913 (Reichsgeſ. Bl. S. 583 ff.) werden aufgehoben. 

Soweit in den geltenden Geſetzen auf die Vorſchriften des Deutſchen Reichs- und Staatsangehorigkeits⸗ 
geſetzes vom 22. Juli 1913 (Reichsgeſ. Bl. S. 583 ff.) verwieſen iſt, treten an deren Stelle die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes. 

8 26. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig erlaßt die erforderlichen Ausführungsverordnungen. 


Danzig, den 30. Mai 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Frank. 
61 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


betr. Aufhebung der Prozeßſtrafe. 
Einziger Artikel. R 
& 48 des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 18. Juni 1878 wird aufgehoben. 
Danzig, den 30. Mai 1922. 


Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 
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62 Senat und Volkstag haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betr. außerordentliche Nentenablöſung. 
8 1. 


Renten und ſonſtige wiederkehrende Leiſtungen, insbeſondere: 
1. Die nach Maßgabe des Geſetzes über die Errichtung von Rentenbanken vom 2. März 1850 
(G. S. S. 112) in Tilgungsrenten für die Staatskaſſe umgewandelten Reallaſten (Rentenbankrenten) 
2. die gemäß §§ 7 und 64 desſelben Geſetzes von der Abloſung durch die Rentenbank ausgeſchloſſenen 
und in Tilgungsrenten für die Staatskaſſe umgewandelten Reallaſten (Domänenrenten); 
3. die für den Domänenfiskus begründeten oder im Grundbuche der verpfandeten Grundſtücke für 
ihn eingetragenen Rechte auf wiederkehrende Leiſtungen (Kanon, Domänenzins, Erbpachtzins, 
Erbzins und ſonſtige Leiſtungen), über deren Ablöſung § 65 des Geſetzes über die Ablöſung 
der Reallaſten und die Regulierung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe vom 2. März 
1850 (G. S. S. 77) Beſtimmung trifft; 
4. die nach Maßgabe des Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern vom 14. Juli 1893 
(G. S. S. 119) zu entrichtenden Grundſteuerentſchädigungsrenten; 

die für den Staat (Forſt⸗ oder Domänenverwaltung) im Grundbuche der verpfändeten Grund⸗ 
ſtücke auf Grund des Geſetzes über Rentengüter vom 27. Juni 1890 (G. S. S. 209) eingetragenen 
Renten (Kauf-, Tilgungs⸗ uſw. Renten), 

ſoweit dieſe Renten und wiederkehrenden Leiſtungen im Rechnungsjahr 1921 von dem Senat der Freien 

Stadt Danzig für Rechnung des Berechtigten erhoben werden, ſind am 1. Oktober 1922 von den Verpflichteten 

abzulöſen. Das Ablöſungskapital iſt an die vom Senat bezeichnete Kaſſe zu zahlen. 

8 
Für die Berechnung des Ablöſungskapitals gelten die entſprechenden geſetzlichen Beſtimmungen (§ J). 

Soweit ſolche Beſtimmungen fehlen, ſind die zeitlich begrenzten Leiſtungen nach den für die Ablöſung der 

Rentenbankrenten ($ 1 zu 1) geltenden Beſtimmungen, die dauernden Laſten durch das 20 fache des Jahres⸗ 

betrages abzulöſen. Die abgelöſten Renten und ſonſtigen wiederkehrenden Leiſtungen ſind im Grundbuche 

auf Erſuchen des Kulturamts (§ 5) zu löſchen. 


ar 


Überfteigt das Ablöſungskapital den Betrag von 4000,— M und zugleich den 5 ten Teil des 
ſteuerpflichtigen Jahreseinkommens des Ablöſungspflichtigen, ſo iſt auf ſeinen, innerhalb der Einſpruchsfriſt 
(§ 6) zuläſſigen Antrag der auf volle Tauſende nach unten abzurundende Betrag des Ablöſungskapitals zu 
ſtunden. Der Reſt iſt bar zu zahlen. 

Das geſtundete Kapital wird in eine Darlehnsſchuld umgewandelt, die vom 1. Oktober 1922 ab 
mit 4% v. H. jährlich in halbjährlichen, am 1. April und 1. Oktober fälligen Nachtragsraten zu verzinſen 
und nach halbjähriger, gläubigerſeits früheſtens zum 1. Oktober 1927 zuläſſiger Kündigung zurückzuzahlen 
iſt. Die Darlehnsſchuld iſt durch eine Hypothek an dem verpfändeten Grundſtück zu ſichern. Das Kultur⸗ 
amt ($ 5) iſt befugt, das Grundbuchamt um die Eintragung der Hypothek mit dem gleichen Range der 
gelöſchten Rente oder ſonſtigen Leiſtung unter Bildung eines Hypothekenbriefes zu erſuchen. 

Die Sparkaſſen der Laudkreiſe und kreisfreien Städte find verpflichtet, dieſe Hypothekenforderungen 
auf Verlangen des Senat gegen Bezahlung des Nennwertes und der laufenden Zinſen zu erwerben. 

8 4. 

Das fallige Ablöſungskapital und die etwaigen Bargeldſpitzen werden in derſelben Weiſe wie 

Stenern und öffentliche Abgaben eingezogen. Sie unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren. 


8 5. 
Für das Ablöſungs⸗ und Stundungsverfahren aus Anlaß dieſes Geſetzes iſt das Kulturamt zuſtändig. 
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8 6. 

Eine Liſte der einzelnen Zahlungspflichtigen und ihrer Ablöſungskapitale iſt in jedem Gemeinde⸗ 
und Gutsbezirk nach ortsüblicher Bekanntmachung 14 Tage lang auszulegen. Anſtelle der Liſtenauslegung 
iſt die ſchriftliche Benachrichtigung der Zahlungspflichtigen zulaſſig. 

Die Feſtſetzung des Ablöſungskapitals kann mit einer Friſt von 4 Wochen, die mit dem Ablauf 
der Auslegungsfriſt oder mit dem Empfang der Benachrichtigung beginnt, durch einen Einſpruch an das 
Kulturamt angefochten werden. 

Als weiteres Rechtsmittel ſteht mit einer Friſt von 14 Tagen die Beſchwerde an den Senat offen, 


der endgiltig entſcheidet. 
Die freiwillige Bezahlung des Ablöſungsbetrages oder der Bargeldſpitze ſchließt jedes Rechtsmittel aus- 


8 7. 
Die Geſchäfte und Verhandlungen zur Ausführung dieſes Geſetzes ſind von allen Gebühren 
Stempelabgaben und Steuern befreit. 8 
8. 
Der Senat erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anweiſungen. 
Danzig, den 29. Mai 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Ziehm. 


Schriftleitung: Bürs des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


